
Osterreichische Schulpolitik 1919 bis 1939 -
Parteipolitische und
weltanschau liche H intergrü nde
Josef Scheipl

Die Schule gilt als eines der rvichtigsten In-
strumente staatlicher Kultur- und Gesell-
schaft spolitik. Dementsprechend bildete ihre
Ausgestaltung mit der Gründung der Ersten
Republik einen Schwerpunkt des Interesses
der politischen Akteure. Das waren zunächst
insbesondere die Christlichsoziale partei mit
der katholischen Kirche und die Sozialdemo-
kratische Partei.r

Zwei grundlegende Aufgaben standen
schulpolitisch im Vordergrund: erstens eine
der Demokratisierung des Staates entspre-
chende Schulgesetzgebung; zweitens die
Modernisierung des Schulwesens durch eine
Schulorganisation, die dem prinzip der Wah-
rung der Chancengleichheit für alle Staats-
bürger besser entsprechen sollte.

Die politisch treibende Kraft war eindeu-
tig die Sozialdemokratische partei im Sinne
von: ,,Die ganze Schule dem ganzen Volk.,.,
Ein zentrales Element der Auseinander-
setzung bildete das Konzept einer als ,,Ein-
heitsschule" organisierten einheitlichen Mit-
telstufe für alle Zehn- bis Vierzehnjährigen.
Dieses Konzept war jedoch nicht unbedingt
neu.3 In Österreich findet sich dieses schul-
politische Anliegen erstmals im ,,Salzbur-
ger Programrri' (1920) der Großdeutschen
Volkspartei: ,,Besonders muß [. . .] die Verein-
heitlichung des Schulwesens bis zum 14. Le-
bensjahre grundsätzlich angestrebt werden
in der Art, daß eine 4jährige Grund(Volks-)
schule in eine 4jährige die Begabung berück-
sichtigende Einheitsmittelschule überleitet
[...]'ia Die Sozialdemokraten forderten die
Einheitsschule programmatisch erstmals im

,,Linzer Programrn' (1926):,,Einheitsschule;
vierjährige Grundschule; allgemeine Mit_
telschule als Pflichtschule vom fünften bis
zum achten Schuljahr". Die Christlichsoziale
Partei verlangte in ihrem parteiprogramm
(1926) ,,ein in seinen Abstufungen dem Bil_
dungsbedürfnis der verschiedenen Berufs-
stände und der Eigenart der verschiedenen
Gebiete angepasstes, im Geiste jedoch ein-
heitliches, auf Religion und Volkstum aufge-
bautes Schulwesen."

Dieser letzte Passus weist auf einen ent_
scheidenden Bereich in den damaligen
bildungspolitischen Auseinandersetzungen
hin: den weltanschaulich-religiösen Charak-
ter der Schule. Die diesbezüglichen Kon_
flikte reichten in die Monarchie zurück. Der
starke Einfluss der Kirche auf das öffentliche
Schulwesen, durch das Konkordat von lg55
legitimiert, sollte durch das,,schule-Kirche-
Gesetz" (1863) einem interkonfessionel-
len Verständnis weichen. Maßnahmen der
Unterrichtsverwaltung konterkarierten die_
ses Vorhaben jedoch und der Einfluss der
Kirche blieb ungebrochen (Zwang der
Schüler zur Teilnahme an religiösen übun_
gen mit Aufsichtspflicht der Lehrer). Deshalb
forderten die Sozialdemokraten von Anfang
an die ,,Trennung der Schule von der Kir-
che".s

Personalia im Umfeld zur Schulreform

In der Sozialdemokratischen Partei war es
im Speziellen Otto Glöckel (geboren 1874
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in Pottendorf, Niederösterreich, gestorben
1935 in Wien), welcher deren Reformbestre-
bungen effizient auf den Weg brachte. Mit
ihm ,,ist die sozialdemokratische Schul-
reform der Ersten Republik untrennbar ver-
bunden. Ohne seinen pädagogisch-politi-
söhen Elan und seine zähe, unermüdliche
Arbeitskraft wäre sie nicht. zustande gekom-
men'.6 In der Koalitionsregierung von Sozial-
demokraten und Christlichsozialen wurde
er als Unterstaatssekretär mit den Agenden
des Unterrichtsamtes betraut (März 1919 bis
Oktober 1920). Dort baute er eine Reform-
abteilung auf und berief als seine engsten
Mitarbeiter Viktor Fadrus, Hans Fischl und
Karl Furtmüller. Gleich in einem seiner ers-
ten Erlässe hob Glöckel die Verpflichtung zur
Teilnahme an religiösen übungen auf (,,G1ö-
ckel-Erlass" vom 10, April l9l9). Wenngleich
dieser Erlass in den von den Christlich-
sozialen dominierten Bundesländern kaum
Anwendung fand, sollte er die weiteren Be-
mühungen um eine Schulreform nachhaltig
belasten.T

Nach dem Scheitern der Koalitionsregie-
rung wechselte Glöckel mit seinen engsten
Mitarbeitern in das Schulamt der Stadt Wien,
wo er yon März 1922 bis Februar 1933 als
Geschäftsfiihrender Präsident des Stadt-
schulrates wirkte. Aus dieser Zeitspanne
seiner Tätigkeit stammt die Bezeichnung
,,Wiener Schulreform'. Die Leitung des Un-
terrichtsamtes übernahm nach ihm der
Beamte Walter Breisky (1920 bis t922). Er
machte die von Glöckel eingeleiteten Re-
formprojekte zwar nicht rückgängig, doch
die bereits eingeleiteten Versuche wurden
kaum gefördert. Der Gegensatz zwischen
dem seit 1923 wieder eigenständig geführ-
ten Unterrichtsministerium und dem Stadt-
schulrat für Wien blieb unter BreiskFs Nach-
folger, Emil Schneider (l922bis t926), zwar
noch bedeckt, brach aber dann unter Un-
terrichtsminister Richard Schmitz (1926 bis
1929) deutlich auf.

Schulreformen 1919 bis 1927

Glöckel hatte mit seinem Team zunächst dis
1920 veröffentlichten ,,Leitsätze für den all-
gemeinen Aufbau der Schule" erarbeitet. De-
ren Grundprinzip lautete: ,,Die Einheitlich_
keit der Schule ist so weit zu wahren, als nicht
zwingende innere Gründe ein Aufgeben der
Einheitsform rechtfertigen. [...] Demgemäß
muß die allgemeinbildende Pflichtschule
(erstes bis achtes Schuljahr) einheitlich ge-
staltet sein, soweit nicht die gebotenen Rück-
sichten auf die Begabungsverschiedenheit
eine Differenzierung des Unterrichts erfor-
dern'.8 An Details seien folgende Aspekte he-
rausgegriffen:

Eine vierjährige,,Grundschule" (sechs-
tes bis zehntes Lebensjahr) bildete die Basis.
Sie wies hereits seit dem Reichsvolksschul-
gesetz von 1869 die Struktur einer Einheits-
schule auf, die unbestritten blieb. Der innere
Schulbetrieb sollte nach neuen kindgemäßen
pädagogischen Grundsätzen (Arbeitsunter-
richt, Bodenständigkeit, Gesamtunterricht)
gestaltet werden.e

Daran sollte eine ,yierklassige einheit-
liche Mittelschule mit Differenzierung" als
,,Allgemeine Mittelschule" (AMS) anschlie-
ßen (fünfte bis achte Schulstufe). Diese sah
eine Differenzierang in zwei Klassenzüge
mit unterschiedlichen Leistungsniveaus vor.
Klassenzug I war für die ,,Schüler mittlerer
und höherer allgemeiner Begabung" gedacht,
Klassenzug II für solche, deren Leistungs-
vermögen ,,unter dem Mittelmaß" lag. Be-
gabungsbezogene individuelle Förderungen
im L Klassenzugelwain Mathematik oder in
den Fremdsprachen sollten Nivellierungen
im Leistungsbereich verhindern. Die musi-
schen Fächer galten als gemeinsame Fächer
und wurden durch diese Trennung nicht er-
fasst.

Das weiterführende Schulsystem sah
nach der AMS neben niederen und höheren
Fachschulen vier Tlpen von vierklassigen
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allgemeinbildenden, zur Hochschulreife füh_
renden Oberschulen mit Maturaabschluss
vor.lo

Zwar stellte die in den Leitsätzen vor_
gesehene schulorganisatorische Umgestal_
tung der Mittelstufe das nach außen hin
sichtbarste Zeichen einer schulpolitischen
Veränderung dar. Doch die Reformansprü_
che Glöckels und seiner Mitarbeiter wären
umfassender. Sie betrafen natürlich auch die
Lehrpläne. Ihre Ausgestaltung, vor allem was
die Möglichkeiten des Umstiegs innerhalb
der Mittelstufe betraf,, waren von entschei_
dendem Einfluss hinsichtlich des Wirksam_
werdens der Organisationsreform. Darüber
hinaus war den Reformern klar, dass die Leh_
rerschaft ftiLr die Reformagenden gewonnen
werden musste. Daher war eine gemeinsame
Ausbildung der Lehrer für die angestrebte
einheitliche Mittelstufe geplant.

Zweifelsfrei wurden, wenn auch keine
radikale sozialistische Gesellschaftsreform,
so doch gesellschaftspolitische Ziele verfolgt.
Vor allem ging es darum, Bildungsbarrieren
abzubauen und mehr Chancengleichheit zu
ermöglichen sowie die soziale Integration
zu fördern. Auf solche Weise wurden ge_
sellschaftspolitische Zielsetzungen auf kluge
Weise mit pädagogischen überlegungen ver_
bunden.rr

Das gesamte Konzept war eine Synthese
verschiedener Schulorganisationspläne und
reformpädagogischer überlegungen unter_
schiedlicher, vor allem deutscher Herkunft,
jedoch auf die spezifischen Verhältnisse in
Österreich bezogen. Mit den darauffolgenden
konkreten Umsetzungen - zunächst der Ein_
richtung von sechs Bundeserziehungsanstal_
ten l9l9 (in Niederösterreich in Traiskirchen
und Wiener Neustadt), dann der schrittwei-
sen Erlassung der Versuchslehrpläne für die
einzelnen Schultypen sowie dem Aufbau der
neuen Schulorganisation in Wienr2 _ sind
wichtige Vorarbeiten ftir die Gesetzgebung
im |ahr 1927 geschaffen worden.

Als es 1926 um die endgültige Fassung
des Volksschul-Lehrplanes ging, verschärf-
ten sich die (schul-)politischen Auseinan_
dersetzungen. Ein Kompromiss ermöglichte
schließlich dessen definitive Erlassung. Im
selben fahr war auch die erste Versuchsphase
der AMS abgeschlossen. Die diesbezüglichen
Schulversuche wurden ausschließlich in
Wien umgesetzt. Glöckel wollte deren Aus_
weitung von bisher sechs auf 1g Standorte
ohne ausreichende Auswertung der Versuche
und ohne die Zustimmung des Ministeriums
durchsetzen.13 Mit dem Wechsel zu dem der
katholischen Kirche nahestehenden Unter-
richtsminister Schmitz, der nun seinerseits
ein Reformkonzept vorlegte, wurde Glöckels
Antrag auf Verlängerung und Erweiterung
der Versuche gestoppt. Ein leidenschaftlicher
,,Schulkampf" war die Folge. Erst der Brand
des |ustizpalastes ( 15. luli 1927)brachte beide
Parteien zur Besinnung. Bereits im August
1927 wurden das ,,Hauptschulgesetz.. und
das,,Mittelschulgesetz" mit Verfassungsrang
einhellig vom Nationalrat verabschiedet.
Beide Seiten stuften den Kompromiss als
Erfolg ein. Hinsichtlich der inneren Gestal-
tung der Schule - vor allem der Volksschule
(VS) - konnten (auch über neue Lehrbücher)
Reformideen bleibend verwirklicht werden.
Eine einheitliche Mittelstufe wurde nicht
verwirklicht, doch die Durchlässigkeit von
der nunmehr neu geschaffenen vierjährigen
Hauptschule (HS) zur Unterstufe der Mittel-
schule (MS) wurde gesetzlich verankert und
durch teilweise wortidente Lehrpläne ge-
stützt. So begann etwa in beiden Schultypen
der Fremdsprachenunterricht in der zweiten
Klasse, Die HS wurde zweizügig konzipiert,
in den Bundesländern aber überwiegend
nur einzügig umgesetzt. ,,Damit hatte man
in Österreich ein spezifisches - und im Ver-
gleich mit den anderen europäischen Staaten
sehr fortschrittliches - Nebeneinander einer
komprehensiven und einer selektiven Schul-
type geschaffen. Besonders in Hauptschul-
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standorten ohne MS konnte der I. Klassenzug
die Funktion der Untermittelschule überneh-
men".ra Die allgemeinbildenden MS erhielten
eine einheitliche achtklassige Organisation
mit vierjähriger Unter- und vierjähriger
Oberstufe. Abweichend von den Entwürfen
(siehe Anmerkung 10) einigte man sich auf
vier Tlpen: Gymnasium, Realgyrnnasium,
Realschule und Frauenoberschule. Arbeiter-
mittelschulen (in Linz und Graz) und eine
Aufbauschule (in Horn, Niederösterreich)
wurden versuchsweise eingerichtet.

Die Frauenoberschulen und vor allem
die (Reform-)Realgymnasien verbesserten
ab der zweiten Hälfte der l920er-|ahre die
Chancen der Mädchen aufhöhere Bildung.
Ebenso fcirderten diese die Einrichtung von
Parallelklassen an MS fiir Knaben und die
- neben den kirchlichen Mädchenschulen -
zunehmende Koedukation in den staatlichen
Anstalten. Trotzdem blieb die Benachteili-
gung von Schülerinnen eklatant und wurde
durch Sparmaßnahmen in den l930er-|ah-
ren wiederum vergrößert.r5

Eine gemeinsame Lehrerausbildung
konnte trotz neuer Ansätze mit hochschul-
mäßigen Kursen in Wien nicht realisiert
werden. Versuchsweise eingerichtete,,schul-
gemeinden' unter Beteiligung und Mit-
sprache von Schülern, Lehrern und Eltern
erzielten keine Breitenwirkung.r6

Die Ausgestaltung des berufsbildenden
Schulwesens war deutlicher von wirtschaft-
lichen Zwängen und weniger von schulpoli-
tischen Auseinandersetzungen beeinflusst.

1933 bis 1938: autoritär und klerikal'7

,,Nach der Ausschaltung des Nationalrates
ist der Schulbereich sehr rasch zum Ziel
autoritärer Politik geworden'.ts Disziplinie-
rende personalpolitische Maßnahmen haben
zunächst besonders Schulleiter mit sozial-
demokratischer Gesinnung betroffen.

Das katholische Lager drängte auf eine
,,Wiederherstellung früherer Machtverhält_
nisse". Das wurde mit der Aufhebung des
,,Glöckel-Erlasses" bereits im April 1933 ein-
geleitet. Mit der Ratifizierung des Konkor_
dats (1. Mai 1934) erhielt die katholische Kir_
che weitgehend jene einflussreiche Stellung
im öffentlichen Schulwesen zurück, die sie in
der Monarchie innehatte.re

Im Ztge der ,,ständestaatlichen' Umge_
staltung wurden wesentliche Bestimmungen
der Schulgesetze von I9Z7 - auch aus Spar-
samkeitserwägungen - zurückgenommen:
Der II. Klassenzug der HS wurde abgeschafft
und durch eine neue Oberstufenform der
VS ersetzt. Durch Lehrplanänderungen - so
wurde etwa in allen Mittelschultypen der
Fremdsprachenunterricht in die erste Klasse
vorverlegt - trennte man HS und Unter-
stufe der MS wieder stärker voneinander;
Übertritte bedurften nun einer Aufnahme-
prüfung. Die Zurückstufung des Realgym-
nasiums zu einer Variante des Gymnasiums
sollte Lehrerposten einsparen und den Schü-
lerzustrom drosseln helfen.

Solche organisatorischen Anderungen
waren eher prinzipieller Natur. Auf das kon-
krete Schulleben unmittelbar ausgewirkt hat
sich die ideologische Neuausrichtung. In den
auf die Proklamation der ,,Mai-Verfassung"
folgenden |ahren ging es wesentlich um die
Durchsetzung des neuen Erziehungsauftra-
ges im Sinne einer sittlich-religiösen (meint
auf Grundlage der katholischen Religion),
,,vaterländisch-österreichischen' und,,so-
zial-volkstreuen" Erziehung.2o Lehrplan- und
Schulbuchinhalte - besonders in Geschichte
und Deutsch - wurden diesbezüglich geän-
dert.2r Der Gesinnungsdruck auf die Lehrer
- etwa der Vaterländischen Front beizutre'
ten - wuchs. Das Regime verlangte deren un-
bedingte Loyalität und setzte sie mit Zwangs'
mitteln - bis hin zur Entlassung - durch.2z
Nach dem Verbot nationalsozialistischer und
sozialdemokratischer Lehrerorganisationen
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konnten die verbliebenen katholischen Leh-
rervereine und der traditionell einflussreiche
deutschnationale Lehrerverein ihre Einflüsse
verstärken. Letzterer formulierte ab 1936
zunehmend eigene nationale Positionen mit
immer deutlicherem Nachdruck auf eine
Erziehung zur,,Wehrhaft igkeit".

Auch gegenüber Schülern wurden die
Disziplinarmaßnahmen rigoros verschärft -
einschließlich eines bundesweiten Schulaus-
schlusses, wenn sie an nationalsozialistischen
Provokationen teilnahmen. Maßnahmen wie
Aufmärsche und Appelle waren als schuli-
sche Gemeinschaftsformen zur Stärkung des
Vaterlandsbezugs gedacht. Die Gründung der
Staatsjugendorganisation,,Österreichisches
/ungvolk" (1936) sollte die fugend für die
offi ziellen staatspolitischen Ziele gewinnen.2l
Im Wesentlichen waren das von einer autori-
tären Schul- und /ugendpolitik übergestülpte
Maßnahmen, denen eine breite Basis gefehlt
hat. All dies förderte bei vielen Lehrern und
Schülern eine Bigotterie, welche diese im
März 1938 ziemlich schnell abstreiften.

Siehe dazu das ,,Neudörfler programm,, (lgZ4) und
das,,Ergebnis des Hainfelder parteitages,, (,l88g/g9):
Berchtold, Österreichische parteiprogramme lg6g_
1966,5. 115 I und 5. 137-tut4.
Erika Weinzierl, Sozialdemokratische Schulpolitik
und ,,Einheitsschule" in der Ersten Republik, in: Ri_
chard Olechowski - Erika Weinzierl (Hg.), Neue Mit_
telstufe. Skizze eines Modells für die Sekundarstufe I
(Schule der Zehn- bis Vierzehnjährigen). Religion,
Wissenschaft, Kultur, Bd. 3. Wien 1981, S. 57_72, hier
s. 59.
Das findet seinen Ausdruck z. B. in der Materialien-
sammlung: Die Christliche Erziehungsgemeinschaft,
Die Schulrevolution in östeneich. Wien 1922. Dort
wird die Einrichtung der Reformabteilung als ,,Akt
des Schulbolschewismus,, und als,,Rätediktatur,, ver_
unglimpft, ebd., S. 21. Anderseits schürte das z. T.
rigorose Vorgehen Glöckels eine gewisse ,,Kultur_
kampfstimmung'i ebd., S.40 ff.
Viktor Fadrus, Der neue Schulaufbau in östeneich,
in: Schulreform, 1. )9./1922, S. 341_350; ,,Leitsätze,,
5. 341-343, hier S. 342.
Siehe im Detail: Wilhelm Weinhäupl, pädagogik vom
Kinde aus. Viktor Fadrus. Ein Leben für die Schul_
reform. Wien - München 1981.
Entwürfe der Reformabteilung des Untenichtsamtes
für die Errichtung von allgemeinbildenden Ober_
schulen (1922), in: Fadrut Der neue Schulaufbau in
Östeneich, 5. 346-350.
Engelbrecht, Geschichte des österreichischen Bil_
dungswesens, S. 67; beachtenswert ist in diesem
Zusammenhang die Zusammenarbeit von Karl Furt-
müller mit dem lndividualpsychologen Alfred Adler.
Siehe dazu: Oskar Achs, Zwischen Gestern und
Morgen. Carl und Aline Furtmüllers Kampf um die
Schulreform. Austria: Forschung und Wissenschaft.
Erziehungswissenschaft, Bd. 23. Wien 2015, S. 69,
s.74-81.
Siehe im Detail: Fadrus, Zehn Jahre Schulreform,
s.212 ff.
Engelbrecht, Geschichte des östeneichischen Bil_
dungswesens, S.97; bes. Anm, 19g.
.losef Scheipl - Helmut Seel, Die Entwicklung des
österreichischen Schulwesens von 1750-193g. Stu-
dientexte für die pädagogische Ausbildung der Leh_
rer höherer Schulen, Bd. 1 . 2. Aufl., |ci.az ,tg87, 

S. 97 .

Siehe im Detail: Engelbrecht, Geschichte des öster-
reichischen Bildungswesens, S. i39 ff.
Siehe im Detail: Engelbrecht, Geschichte des öster-
reichischen Bildungswesens, S. 80 ff.
Eine persönlich-kritische Darstellung der Schulpolitik
dieser Epoche nimmt Fischl vor: Hans Fischl, Schul_
reform, Demokratie und österreich l98O-1950. Wien
o. J. [19s0], 5.75-102.
Herbert Dachs, Austrofaschismus und Schule. Ein
lnstrumentalisierungsversuch, in: Emmerich Tälos -

t0

tl

Anmerkungen
r Zu den Parteien siehe die Beiträge von Wolfgang

Maderthaner (Sozialdemokraten) und Robert Kriech-
baumer (Christlichsoziale), zur katholischen Kirche
den Beitrag von Michaela Sohn-Kronthaler in diesem 12

Band.2 Hans Fischl, Sieben Jahre Schulreform in Österreich. 13

Lehrerbücherei, Bd. 57. Wien 1926, S.9.t Zum Schul- und Erziehungswesen in der Ersten Re- 14

publik vgl. Helmut Engelbrecht, Geschichte des öster-
reichischen Bildungswesens. Erziehung und Unter-
richt auf dem Boden Österreichs. Bd. 5: Von l9l8 bis
zur Gegenwart. Wien 1988, 5.9-219, hier S. 66 mit 15

ausführlichen Literaturverweisen. Siehe auch: Viktor
Fadrus, Zehn Jahre Schulreform und Schulpolitik in 16

Österreich, in: Schulreform, 8. Jg./Heft 4/1929, S. i 93-
243, hier 5.203-208. t1

a Die angeführten Parteiprogramme sind abgedruckt
in: Klaus Berchtold (Hg.), österreichische Partei-
programme 1868-1966. Wien '1967, S. 439-482,
hier 5. 454; 5.247-264, hier S. 258; 5.374-376, hier 18

s.375.
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Wolfgang Neugebauer (Hg.), Austrofaschismus. Poli-
tik - Ökonomie - Kultur 1933-1938. Politik und Zeit-
geschichte, Bd. 1. Wien 2012,5.282-297, hier S. 283;
zum Folgenden vgl.5. 283 ff.; vgl. auch Engelbrecht,
Geschichte des österreichischen Bildungswesens,
s.262-303.re Julie Thorpe schlägt u. a. eine intensivere Erforschung
dei Rolle der konfessionellen Erziehung im Rahmen
der damaligen Kirche-Staat-Beziehung vor: .lulie
Thorpg Education and the Austrofascist State, in:
Florian Wenninger - Lucile Dreidemy (Hg.), Das Doll-
fuß/Schuschnigg-Regime 1933-1938. Vermessung
eines Forschungsfeldes. Wien - Köln 2013, 5. 381-
393.a Engelbrecht, Geschichte des österreichischen Bil-
dungswesens,5. 269.2r Dachs, Austrofaschismus und Schule, S.287 f.

22 Am Beispiel der Südweststeiermark konnte die ge-
samte Bandbreite der politischen Betätigung und
der lnstrumentalisierung der Lehrerschaft im Pflicht-
schulbereich ausgeleuchtet werden: Markus Roschitz,
Die Lehrerschaft in der Provinz. Wegbereiter, System-
träger, Opfer und Täter des Nationalsozialismus am
Eeispiel der Südweststeiermark, in: Zeitschrift des
Historischen Vereines für Steiermark, 106. Jg./z1jS,
s. 141-',I85.
Mögliche Gründe für das Unvermögen des Dollfuß-
Schuschnigg-Regimes, die Jugend zu gewinnen,
erörtert Thomas Pammet Austrofäschismus und
Jugend: gescheiterte Beziehung und lohnendes For-
schungsfeld?, in: Florian Wenninger - Lucile Dreidemy
(Hg.), Das Dollfuß/Schuschnigg-Regime 1933-1938.
Vermessung eines Forschungsfeldes. Wien - Köln
2013,5.395-410.
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